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Bekanntmachungen des Landkreises Märkisch-Oderland 

 

Einladung zur Sitzung des Kreistages Märkisch-Oderland 
 

 

Der Vorsitzende beruft die 19. Sitzung des Kreistages Märkisch-Oderland ein. 

 

Sitzungstermin: Mittwoch, 09.09.2026, 17:00 Uhr 

Ort, Raum: 
Großer Saal des Kreiskulturhauses, 15306 Seelow,  

Erich-Weinert-Straße 13 

 

Tagesordnung: 

 

Öffentlicher Teil 

1  Zur Geschäftsordnung 

 

1.1  Begrüßung und Eröffnung 

 

1.2  Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung 

 

1.3  Entscheidung über Einwendungen gegen die Niederschrift 

(Öffentlicher Teil) der 18. Sitzung vom 23.06.2026 

 

1.4 

 

1.5 

 Feststellung der Tagesordnung 

 

Feststellung von Ausschließungsgründen gem. § 22 BbgKVerf 

 

2  Einwohnerfragestunde 

 

3  Anfragen der Kreistagsabgeordneten 

   

4  Information des Landrates zur aktuellen Situation im Landkreis 

 

5  Information zum Anlauf des Schuljahres 2026/2027 im Landkreis  

Märkisch-Oderland 

 

6 2026/IV/333 Halbjahresbericht zum Haushalt 2026 

Einreicher: Landrat 

 

7 2026/IV/335 

 

Information zu unerheblichen über- und außerplanmäßigen  

Aufwendungen und Auszahlungen 2026 des Landkreises Märkisch-

Oderland 

Einreicher: Landrat 

 

8 2026/KT/323 Beratung und Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder  

des Verwaltungsrates der Kreissparkasse Märkisch-Oderland für das  

Geschäftsjahr 2025 in Listenform 

Einreicher: Landrat 

 

9 2026/KT/324 

 

Beratung und Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder  

des Verwaltungsrates der Kreissparkasse Märkisch-Oderland für das  

Geschäftsjahr 2025 

Einreicher: Landrat 
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10 2026/KT/329 Errichtung einer neuen Abfallumschlagstation als erforderlichen  

Ersatzbau 

Einreicher: Landrat 

 

11  

 

 

 

12 

 

 

 

13 

 

 

 

 

14 

 

 

 

 

 

15 

 

 

 

 

 

16 

 

 

 

17 

 

 

 

 

18 

 

 

 

19 

 

 

 

20 

 

 

 

21 

 

 

 

22 

 

2026/KT/330 

 

 

 

2026/KT/331 

 

 

 

2026/KT/332  

 

 

 

 

2026/KT/334  

 

 

 

 

 

2026/KT/340 

 

 

 

 

 

2026/KT/297 

 

 

 

2026/KT/318 

 

 

 

 

2026/KT/325 

 

 

 

2026/KT/326 

 

 

 

2026/KT/327 

 

 

 

2026/KT/345 

 

 

 

 

Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss des  

Entsorgungsbetriebes Märkisch-Oderland für das Geschäftsjahr 2025 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung zur Entlastung der Werkleiterin des  

Entsorgungsbetriebes Märkisch-Oderland für das Geschäftsjahr 2025 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung zur Bestellung eines  

Wirtschaftsprüfers zum Jahresabschluss des Entsorgungsbetriebes  

Märkisch-Oderland für das Geschäftsjahr 2026 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung über die Errichtung und Betrieb  

eines Gigabit-Netzes im Landkreis Märkisch-Oderland im Rahmen  

einer Wirtschaftlichkeitslückenförderung gemäß Gigabit -Richtlinie  

2.0 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung über die organisatorische und  

rechtliche Neuregelung der Grundlagen des kÖPNV im Landkreis  

Märkisch-Oderland und im Landkreis Barnim für das Linienbündel  

Bus-MOL/2 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung zur Änderung einer  

Stellvertreterregelung eines Mitglieds im Kreisausschuss 

Einreicher: Fraktion DIE LINKE 

 

Beratung und Beschlussfassung der Neubesetzung der Regionalräte  

für die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft  

Oderland-Spree 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung zur Abberufung von Frau Christine  

Petrick als Rechnungsprüferin 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung zur Bestellung von Frau Jennifer  

Pade als Rechnungsprüferin 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung zur Abberufung von Frau Sabrina  

Kubik als Rechnungsprüferin 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung zur Abberufung und Berufung von  

sachkundigen Einwohnern 

Einreicher: AfD-Fraktion 

 

Informationen 
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Nichtöffentlicher Teil 

1  Zur Geschäftsordnung 

 

1.1 

 

 

2 

 

 

 

3 

 

 

 

4 

 

 

 

5 

 

 

 

6 

 

 

 

2026/KT/337 

 

 

 

2026/KT/338 

 

 

 

2026/KT/339 

 

 

 

2026/KT/341 

Entscheidung über Einwendungen gegen die Niederschrift   

(Nichtöffentlicher Teil) der 18. Sitzung vom 23.06.2026 

 

Beratung und Beschlussfassung über den Kauf der Gartenstadthalle  

und den Verkauf der Schule am Amselsteg in Neuenhagen 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung über den Verkauf des Uferwegs an  

der Liegenschaft Klosterstraße 14 in 15344 Strausberg 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung über den Erwerb des Dienstortes  

Diedersdorf 

Einreicher: Landrat 

 

Beratung und Beschlussfassung über den Erwerb eines  

Grundstückes in Altlandsberg 

Einreicher: Landrat 

 

Informationen 

 

 

 

Kay Juschka 

Vorsitz 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes über 

kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg zur Einrichtung einer 

gemeinsamen Dienststelle auf dem Gebiet des Kataster- und 

Vermessungswesens 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 

 

 

Gemäß § 18 der Hauptsatzung des Landkreises Märkisch-Oderland (veröffentlicht am 21. 

Februar 2025) ordne ich die Bekanntmachung der  

 

Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg zur Einrichtung einer gemeinsamen 

Dienststelle auf dem Gebiet des Kataster- und Vermessungswesens 

 

hiermit an. 

 

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile. 

 

Die Bekanntmachung der o. g. öffentlich-rechtlichen Vereinbarung hat im Amtsblatt für 

den Landkreis Märkisch-Oderland zu erfolgen. 

 

 

 

Seelow, 27.08.2026 

 

 

 

G. Schmidt 

Landrat 

 

 

 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes über 

kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg zur Einrichtung einer 

gemeinsamen Dienststelle auf dem Gebiet des Kataster- und 

Vermessungswesens 

 
zwischen  der Stadt Frankfurt (Oder) 

Marktplatz 1, 15320 Frankfurt (Oder),  

vertreten durch den Oberbürgermeister, Herr Dr. Axel Strasser 

und  

dem Landkreis Märkisch-Oderland 

Puschkinplatz 12, 15306 Seelow 

vertreten durch den Landrat, Herr Gernot Schmidt  

 

-gemeinsam nachfolgend „Beteiligte“ genannt- 

 

über die Bildung der 

„Gemeinsamen Dienststelle Kataster und Vermessung 

Frankfurt (Oder) – Märkisch-Oderland“ 
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Präambel  

Die Stadt Frankfurt (Oder) (Beteiligte) und der Landkreis Märkisch-Oderland (Beteiligter) 

sind sich darüber einig, im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit nach dem 

Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) eine 

gemeinsame Dienststelle zur Wahrnehmung der fachlichen Aufgaben der 

Katasterbehörden gemäß § 27 Absatz 2 des Brandenburgischen Vermessungsgesetzes 

(BbgVermG) und der Brandenburgische Gutachterausschussverordnung (BbgGAV) zu 

bilden.  

 

Dies gibt den Beteiligten die Möglichkeit, zur Erledigung der Aufgaben die erforderlichen 

Sachmittel und das notwendige Personal aller Beteiligten in einer Organisationseinheit zu 

bündeln und die Aufgaben gemeinsam zu erfüllen.  

 

Die Bündelung in einer gemeinsamen Dienststelle eröffnet die Möglichkeit eines 

wirtschaftlicheren gemeinsamen Einsatzes von qualifizierten Fachkräften der Bete iligten, 

das Abfangen von Belastungsspitzen bei der Aufgabenerfüllung und die flexiblere 

Gestaltung von Arbeitsabläufen. 

 

Vor diesem Hintergrund verständigen sich die Beteiligten auf die nachfolgende 

mandatierende öffentlich-rechtliche Verwaltungsvereinbarung. 

 

§ 1 – Rechtsgrundlagen  

 

(1)  Diese Vereinbarung beruht auf dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit im 

Land Brandenburg (GKGBbg), der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

(BbgKVerf) sowie den einschlägigen dienstrechtlichen und haushaltsrechtlichen 

Bestimmungen. 

(2)  Sie regelt Bildung, Organisation, Aufgabenwahrnehmung, personelle Ausstattung und 

Zuständigkeiten der gemeinsamen Dienststelle. 

(3)  Soweit in dieser Vereinbarung auf gesetzliche Vorschriften Bezug genommen wird, 

beziehen sich diese Verweisungen auf die jeweils geltende Fassung der 

entsprechenden Gesetze und Verordnungen. 

 

§ 2 – Gemeinsame Dienststelle  

 

(1)  Die Beteiligten bilden zur Wahrnehmung der Kooperat ionsaufgabe, gemäß § 3, eine 

gemeinsame Dienststelle gemäß § 5 Absatz 3 Gesetz über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg). 

(2)  Die gemeinsame Dienststelle führt die Bezeichnung „Gemeinsame Dienststelle 

Kataster und Vermessung Frankfurt (Oder) – Märkisch-Oderland“. 

(3)  Die gemeinsame Dienststelle ist keine eigenständige Gebiet skörperschaft und keine 

Behörde. Sie wird im Rahmen der Mandatierung, für die Beteiligten, bei der 

Wahrnehmung der Kooperationsaufgabe gemäß § 3 tätig. 

(4)  Sie ist eine Organisationseinheit, in der die für die Kooperationsaufgabe gemäß § 3 

erforderlichen Bediensteten der Beteiligten zusammengeführt werden. 

(5)  Die Einrichtung der gemeinsamen Dienststelle bewirkt keine 

Zuständigkeitsverlagerung. Die Zuständigkeit verbleibt bei der jeweils sachlichen und 

örtlich zuständigen Gebietskörperschaft. 

(6)  Die gemeinsame Dienststelle wird als Teil der jeweils beteiligten 

Gebietskörperschaften eingerichtet. Die Standorte bestehen an den Sitzen beider 

Gebietskörperschaften.  

(7)  Die fachliche Leitung erlässt im Benehmen mit den Beteiligten eine interne 

Geschäftsanweisung für die gemeinsame Dienststelle. Diese regelt insbesondere die 

Abstimmung zwischen den Beteiligten, die Organisation der Zusammenarbeit, die 

Festlegung von Arbeitsplänen sowie die Durchführung regelmäßiger Besprechungen. 
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§ 3 – Kooperationsaufgabe  

 

(1)  Die gemeinsame Dienststelle nimmt insbesondere folgende Aufgaben nach dem 

BbgVermG wahr: 

- Fachliche Leitung nach § 27 Absatz 2 BbgVermG, 

- Fachliche Steuerung und Koordinierung der Katasterbehörden beider Beteiligter, 

- Sicherstellung einer einheitlichen und qualitätsgesicherten Aufgabenerfüllung, 

- Planung, Umsetzung und Weiterentwicklung kataster- und 

vermessungstechnischer Fachverfahren, 

- Harmonisierung fachlicher Standards und Arbeitsabläufe. 

(2)  Die gemeinsame Dienststelle nimmt die Aufgaben nach der BbgGAV wahr, soweit den 

beteiligten Gebietskörperschaften die Vorhaltung der Geschäftsstelle obliegt und der 

Vorsitz des Gutachterausschusses von der Leitung der gemeinsamen Dienststelle 

ausgeübt wird. Zu den Aufgaben gehören insbesondere: 

- die Erteilung fachlicher Weisungen an die Geschäftsstelle nach § 7 Nr.2 BbgGAV 

- die fachliche Steuerung und Koordinierung der Geschäftsstelle des 

Gutachterausschusses des Beteiligten     

- Sicherstellung einer einheitlichen und qualitätsgesicherten Aufgabenerfüllung, 

- Harmonisierung fachlicher Standards und Arbeitsabläufe. 

(3)  Die operative Aufgabenwahrnehmung der beiden Kataster- und 

Vermessungsbehörden und der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses bleibt 

unberührt. 

 

§ 4 – Organisation und Stellung des Personals 

 

(1)  Die fachliche Leitung der gemeinsamen Dienststelle erfolgt durch einen Bediensteten 

nach § 27 Absatz 2 BbgVermG, die in einem Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zu 

einer der beteiligten Gebietskörperschaften steht. Die Bestellung erfolgt im 

Einvernehmen der beiden Beteiligten. Die fachliche Leitung nimmt Ihre Tätigkeit 

regelmäßig an beiden Verwaltungssitzen wahr, insoweit gelten die Dienstreisen als 

genehmigt. 

(2)  Zur Sicherstellung einer durchgehenden und qualifikationsgerechten 

Aufgabenerfüllung wird eine Stellvertretung eingerichtet. Absatz 1 gilt für die 

Stellvertretung entsprechend. 

(3)  Soweit die Aufgabe den Beteiligten obliegt, ist gemäß § 16 BbgGAV die 

Geschäftsstelle des Gutachterausschusses bei der Katasterbehörde e ingerichtet. 

Dienstrechtlicher Vorgesetzter der Bediensteten der Geschäftsstelle ist die Leitung der 

gemeinsamen Dienststelle. Fachlicher Vorgesetzter der Geschäftsstelle ist der 

Vorsitzende des Gutachterausschusses. 

(4)  Die Bediensteten üben ihre Tätigkeiten in der gemeinsamen Dienststelle am 

jeweiligen Dienstort der sachlich und örtlich zuständigen Gebietskörperschaft aus. 

Ihre dienst- bzw. arbeitsrechtliche Stellung im Übrigen bleibt unberührt.  

(5)  Der Einsatz von weiteren Bediensteten in Aufgabenbereichen der jeweils anderen 

Gebietskörperschaft stellt eine Verwaltungsleihe eigener Art dar. Diese handeln 

jeweils nach der fachlichen Weisung der im Einzelfall sachlich und örtlich zuständigen 

Gebietskörperschaft; ihre Handlungen sind dieser zuzurechnen. 

 

§ 5 – Weisung gegenüber dem Personal 

 

(1)  Für ihre Tätigkeiten unterstehen die Bediensteten der fachlichen Weisung der im 

Einzelfall sachlich und örtlich zuständigen Gebietskörperschaft. Im Einzelfall ist der 

inhaltlich zuständige Beteiligte befugt, Sachentscheidung zu treffen und den 

Bediensteten der gemeinsamen Dienststelle fachliche Weisungen zu geben, auch 

soweit die Bediensteten einem anderen Beteiligten zuzuordnen sind.  



Seelow, 28.08.2026     Amtsblatt für den Landkreis Märkisch-Oderland Nr. 41    Seite 8 

 

(2)  Die dienstrechtlichen bzw. arbeitsrechtlichen Maßnahmen der Einstellung, Entlassung, 

Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Beförderung und Eingruppierung erfolgen 

ausschließlich durch die jeweilige Anstellungskörperschaft bzw. den Arbeitgeber. 

 

§ 6 – Kosten 

 

(1)  Die Kosten der gemeinsamen Dienststelle setzen sich aus den Personalkosten, den 

unmittelbar zurechenbaren Sachkosten sowie den Gemeinkosten nach Maßgabe der 

durchzuführenden Kooperationsaufgabe dieser Vereinbarung zusammen.  

(2)  Die Personal- und Sachkosten i. S. d. Absatzes 1 werden durch die Beteiligten zu 

gleichen Teilen erstattet. Die Gemeinkosten werden nicht gegenseitig erstattet.  

(3)  Grundlage für die Ermittlung der Personal- und Sachkosten i. S. d. Absatzes 2 Satz 1 

bilden insbesondere:  

1. die Personalkosten des Personals i. S. d. § 4 Abs. 1-2, einschließlich der Kosten 

für dienstlich notwendige Fortbildungen, 

2. die sich bei sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung aus dem 

notwendigen Personaleinsatz ergebenden Sachkosten aller Arbeitsplätze der 

gemeinsamen Dienststelle, ermittelt auf Grundlage der Sachaufwendungen, sowie  

3. die auf Antrag eines Bediensteten erstatteten Reisekosten nach dem 

Bundesreisekostengesetz.  

 

Zu den Personal- und Sachkosten i. S. d. Absatzes 2 Satz 1 zählen insbesondere 

nicht:  

1. Zahlungen nach § 18 und 18a TVöD-AT und die Aufwendungen nach als auch 

Zulagen und Zuschläge sowie Sonderzahlungen nach dem BbgBesG bleiben bei 

der Berechnung der Personalkosten ohne Berücksichtigung; 

2. die Personalkosten der Bediensteten i. S. d. § 4 Abs. 4-5; diese werden im 

Umfang der Verwaltungsleihe eigener Art verteilt, wobei die Anzahl der 

angefallenen Arbeitsstunden maßgeblich ist, an denen die Bediensteten 

überwiegend Aufgaben zugunsten einer der beiden Beteiligten wahrgenommen 

haben; 

3. Sachkosten, die eindeutig und ausschließlich durch Aufgaben verursacht werden, 

die zu-gunsten einer der beiden Beteiligten wahrgenommen werden; hierzu 

zählen insbesondere Fachliteratur, Softwarelizenzen und externe Dienstleistungen, 

die ausschließlich für Aufgaben einer der Beteiligten erforderlich sind. 

Abweichend vom Satz 2 Nr. 3 können außergewöhnliche, unmittelbar der 

gemeinsamen Dienststelle zuzurechnende Sachkosten, die eindeutig einer der 

Beteiligten entstehen und über den allgemeinen Verwaltungsbetrieb hinausgehen, im 

Einvernehmen der Beteiligten erstattet werden. 

(4)  Gemeinkosten i. S. d. Absatzes 2 Satz 2 sind solche Kosten, die im Zusammenhang 

mit dem Betrieb der gemeinsamen Dienststelle anfallen, aber auch ohne deren 

Einrichtung angefallen wären und einer verursachungsgerechten Zuordnung nicht 

zugänglich sind. Hierzu zählen insbesondere Gebäude-, Energie-, IT-, Verwaltungs- 

und sonstige Infrastrukturkosten. Die Verpflichtung der Beteiligten, die für den 

Betrieb der gemeinsamen Dienststelle erforderliche Ausstattung sicherzustellen, bleibt 

unberührt. 

(5)  Die Beteiligten werden erstmals für das Jahr 2028 und danach alle zwei Jahre 

gemeinsam anhand der Kostennachweise prüfen, ob die Beibehaltung der Regelungen 

der Absätze 2 bis 5 angemessen ist oder diese Vereinbarung durch e ine neue 

Kostenerstattungsregelung zu ändern ist. Für eine Änderung der 

Kostenerstattungsregelung findet § 9 Absatz 2 Anwendung. 
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§ 7 – Fälligkeit  

 

(1)  Maßgeblicher Abrechnungszeitraum ist das vorausgegangene Haushaltsjahr.  

(2)  Für den Nachweis der Personal- und Sachkosten i. S. d. § 6 Abs. 1 S. 1 sowie für 

Sach-kosten nach § 6 Abs. 3 S. 3 haben die Beteiligten geeignete Kostennachweise 

zu führen. 

(3)  Die Kostenerstattung erfolgt an den Beteiligten, der die fachliche Leitung nach § 4 

Absatz 1 stellt. Diese Kosten können abschlägig pro Quartal abgerufen werden. Bis 

spätestens Ende des zweiten Quartals des dem Abrechnungszeitraum folgenden 

Jahres erstellt der andere Beteiligte eine Spitzabrechnung der tatsächlich 

angefallenen Kosten nach § 6. Die Kostenerstattung hat binnen einer Frist von zwei 

Monaten nach Zugang der Spitzenrechnung zu erfolgen. 

(4)  Die Beteiligten gehen davon aus, dass es sich bei der Erstattung von Kosten um eine 

steuerfreie Beistandsleistung handelt. Sollte die Leistung zukünftig steuerpflichtig 

werden, ist diese bei der Abrechnung mit der gesetzlichen Mehrwertsteuer 

auszuweisen. 

 

§ 8 – Geltungsdauer  

 

(1)  Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf fünf Jahre geschlossen und verlängert 

sich um die gleiche Dauer, sofern sie nicht fristgemäß gekündigt wird. 

(2)  Die Vereinbarung kann von jedem Beteiligten schriftlich mit einer Frist von 24 

Monaten zum Ende eines Kalenderjahres oder dem regulärem Laufzeitende ordentlich 

gekündigt werden. 

(3)  Das Recht zur außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.§ 

60 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unberührt. 

(4)  Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn 

- sich die maßgebliche Rechtslage wesentlich ändert, 

- die Kooperationsaufgabe durch Gesetz oder Verordnung neu zugeordnet oder 

aufgehoben wird, 

- die Durchführung der Vereinbarung für einen Beteiligten zu einer unzumutbaren 

finanziellen Belastung führt oder 

- ein Beteiligter seine Pflichten aus der Vereinbarung erheblich verletzt. 

(5)  Eine Kündigung nach Absatz 2 oder 3 bedarf zu ihrer Wirksamkeit  der vorherigen 

Beschlussfassung durch die Vertretungskörperschaft des kündigenden Beteiligten 

sowie einer schriftlichen Erklärung gegenüber dem anderen Beteiligten. 

 

§ 9 Schriftform 

 

(1)  Von dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung abweichende Nebenabreden bestehen 

nicht. Die Arbeitsweise der gemeinsamen Dienststelle i. S. d. § 2 Abs. 7 wird der dort 

genannten internen Geschäftsanweisung vorbehalten. Sonstige Abreden bestehen 

nicht. 

(2)  Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform und 

einer vorhergehenden Beschlussfassung der Vertretungskörperschaften aller 

Vereinbarungspartner (§ 28 Absatz 2 Satz 1 Nr. 24 BbgKVerf). 

 

§ 10 Salvatorische Klausel 

 

(1)  Sollte eine der Bestimmungen dieser Vereinbarung teilweise rechtsunwirksam sein 

oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt, 

wenn anzunehmen ist, dass die Beteiligten die Vereinbarung auch ohne diese 

Bestimmung geschlossen hätten. 
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(2)  In einem solchen Fall wird zwischen den Beteiligten eine neue Regelung vereinbart, 

die den rechtmäßigen Zweck der alten unwirksamen Regelung am besten 

verwirklichen kann. 

(3)  Entsprechendes gilt für Regelungslücken. 

 

§ 11 - Wirksamkeit, Bekanntmachung, Anzeige 
 
(1)  Die Vereinbarung wird am 20.08.2026 wirksam. 

(2)  Die Vereinbarungspartner haben die öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach den für 

ihre Satzungen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen (§ 8 Absatz 1 

GKGBbg). 

(3)  Die Vereinbarungspartner haben der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde die mit 

dieser Vereinbarung erfolgende Zusammenarbeit nach § 41 Absatz 2 Satz 1 und 2 

GKGBbg anzuzeigen. Dies gilt entsprechend für die Änderung, einseitige Kündigung 

oder einvernehmliche Aufhebung der Vereinbarung (§ 41 Absatz 2 Satz 3 GKGBbg).  

 

 

Für die Stadt Frankfurt (Oder) als Beteiligte  

 
 
Frankfurt (Oder), den 20.08.2026  Frankfurt (Oder), den 20.08.2026 

 
 
gez. Axel Strasser  gez. i.V. Jens-Marcel Ullrich 

Dr. Axel Strasser  Claus Junghans 
O berbürgermeister  Bürgermeis ter 

 
Für den Landkreis Märkisch-Oderland als Beteiligte 

 
Seelow, den 20.08.2026    Seelow, den 20.08.2026 

 

 
gez. G. Schmidt  gez. i.V. Ch. Fälker 

Gernot Schmidt  Friedemann J. Hanke 
Landrat   Ers ter Beigeordneter  
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Das Amtsblatt für den Landkreis Märkisch-Oderland erscheint nach Bedarf. Es kann im 

Büro des Landrates, 15306 Seelow, Puschkinplatz 12, bezogen werden. Bei 

Selbstabholung wird das Amtsblatt kostenfrei abgegeben; bei postalischem Bezug sind 
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